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Ausführungsbestimmungen zur DRO-HU 

Inhaltsverzeichnis 
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Zu 7.  Sonstige Kosten ....................................................................................... 10 
Zu 8. Kostenerstattung vor Reiseantritt ............................................................... 10 
Zu 9.  Nichtantritt einer Reise .............................................................................. 11 
Zu 10.  Abrechnung von Reisekosten ...................................................................... 11 
Zu 11. Ausführungsbestimmungen, Formulare und weiterführende Hinweise .............. 12 
Anlagen: ............................................................................................................. 12 
 
Präambel 
 
Die Ausführungsbestimmungen ergänzen die Festlegungen in der Dienstreiseordnung und 
sind als Hilfestellung für die an Dienstreisen Beteiligten gedacht. Sie sind nicht abschließend 
und werden aufgrund der jeweiligen Sachverhalte aktualisiert. Notwendige Abweichungen 
vom „Regelfall“ einer Dienstreise sind möglichst im Vorfeld, spätestens aber sofort nach Be-
endigung der Dienstreise mit der Reisestelle abzuklären.  
 
 
Zu 1. Rechtsgrundlagen 
 
Bei nicht haushaltsfinanzierten Reisen können abweichende Richtlinien des jeweiligen Mit-
telgebers angewendet werden; darüber ist die Reisestelle bei der Abrechnung einer Dienst-
reise schriftlich durch die Projektleitung zu informieren. 
 
 
Zu 2. Begriffsbestimmungen, Geltungsbereich 
 
Zu 2.1. Dienstreisen 
 
Dienstreisende benötigen eine schriftliche Genehmigung, wenn eine Kostenerstattung bean-
tragt werden soll. Wird keine Kostenerstattung beantragt, so müssen Reisen außerhalb des 
Dienstortes der genehmigenden Stelle angezeigt und v. a. zur Wahrung des Unfallversiche-
rungsschutzes dokumentiert werden. Zum Zwecke der Dokumentation kann der Antrag auf 
Genehmigung einer Dienstreise (Anlage 1) verwendet werden. 
 
Bei Dienstreisen von Lehrkräften während der Vorlesungszeit, deren Reisedauer sechs Wo-
chen überschreitet und außerhalb eines Forschungsfreisemesters liegt, ist eine Beurlaubung 
gemäß Hochschulurlaubsverordnung (HUrlVO) bei der zuständigen Personalstelle zu bean-
tragen. 
 
Sämtliche Reisen sind zeitlich so zu legen, dass die übrigen Dienstaufgaben, insbesondere 
die Durchführung der vorgesehenen Lehrveranstaltungen, nicht beeinträchtigt werden.  
 
Kollidiert eine Dienstreise mit Lehrveranstaltungen, ist die Vertretung sicherzustellen. 
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Während der Dienstgeschäfte inkl. der An- und Abreise besteht der allgemeine Unfallversi-
cherungsschutz für HU-Beschäftigte. Dies gilt auch für den Weg vom bzw. zum Ort des 
Dienstgeschäfts zum bzw. vom Unterbringungsort, z.B. Hotel. 
Bei einer Verbindung mit privaten Reisen oder Aufenthalten gilt für den zusätzlichen Zeit-
raum des privaten Aufenthalts und der jeweils dazu gehörigen An- oder Abreise KEIN Versi-
cherungsschutz.  
 
Forschungsfreisemester 
 
Für Reisen aus Anlass des Forschungsfreisemesters (An- und Abreise) erfolgt die Beantra-
gung und Genehmigung der Dienstreise auch aus versicherungsrechtlichen Gründen. Fahr-
kosten für An- und Abreise dieser Reise werden erstattet. Weitere Kosten des Aufenthalts 
und Tagegelder werden nicht erstattet. 
 
Dienstreisen sind im Antrag auf das Forschungsfreisemester zu benennen. Die Dekanin/der 
Dekan entscheidet, ob die Notwendigkeit anerkannt wird. Die Kosten für genehmigte Dienst-
reisen während des Forschungsfreisemesters können erstattet werden. 
 
Zu 2.2. Dienstgänge 
 
Der Begriff „Dienstreise“ umfasst auch den Dienstgang. Dienstgänge sind Dienstreisen in-
nerhalb des VBB-Tarifbereichs Berlin ABC. Übernachtungskosten entstehen nur im Ausnah-
mefall. 
 
Die Beantragung und Genehmigung von Dienstgängen ist erforderlich. Die Einrichtungen 
entscheiden selbstständig über die für sie praktizierbaren Formen. Nur für genehmigte 
Dienstgänge gilt der gesetzliche Unfallschutz. Für regelmäßig wiederkehrende Dienstgänge 
kann einmalig eine Genehmigung erteilt werden. Für Funktionsträger der Universität, z.B. 
Mitglieder der Gremien der akademischen Selbstverwaltung und von Personalvertretungen, 
wird eine allgemeine Genehmigung zur Wahrnehmung der Gremienarbeit hiermit erteilt. 
 
Bei der Wahrnehmung von Dienstgeschäften innerhalb aller Tarifzonen der BVG wird ent-
sprechend einer Entscheidung der Senatsverwaltung für Inneres vom 15.07.2005 weiterhin 
davon ausgegangen, dass Mehraufwendungen für Verpflegung nicht entstehen und ein Ta-
gegeld nicht gewährt wird. 
 
Sofern bei Dienstgängen für regelmäßig verkehrende öffentliche Verkehrsmittel (Stadtfahr-
ten) oder für die Teilnahme an Veranstaltungen und Tagungen Gebühren oder Kosten anfal-
len, erfolgt die Abrechnung dezentral. Für die Erstattung ist ein formloser Antrag durch 
die/den Beschäftigte/n unter Angabe der Dienstgänge, ggf. unter Beifügung der dafür not-
wendigen Fahrkarten oder Abrechnungen sowie der Privatanschrift und Bankverbindung 
zwecks Überweisung des Erstattungsbetrags, zu stellen. (Erstattungsantrag, Anlage 6) 
 
Besitzt die Antragstellerin/der Antragsteller eine privat genutzte Fahrkarte (Umweltkarte, 
Firmenticket o. ä.), so ist diese für Dienstgänge zu nutzen. In diesem Fall erfolgt keine pau-
schale  oder anteilige Erstattung von Fahrkosten. 
 
Zu 2.3. Dienstreisende 
 
Vor jeder Reise hat die/der Dienstreisende rechtzeitig den Antrag auf Genehmigung einer 
Dienstreise (Anlage  1) zu stellen.   
 
Für Personen, die im Auftrag der HU Reisen durchführen, gelten die Regelungen der DRO-HU 
sinngemäß. Es handelt sich jedoch nicht um Dienstreisen. Die Anerkennung als „Dienstreise“ 
ist in diesen Fällen aus rechtlichen Gründen nicht möglich, da die HU für den betroffenen 
Personenkreis keine Funktion als Arbeitgeber/Dienstherr wahrnimmt. Aus diesem Grunde 
besteht hier der ansonsten bei Dienstreisen obligatorische Unfallversicherungsschutz nicht, 
es sei denn, sie stehen in einem gesonderten Beschäftigungsverhältnis zur HU, das diesen 
einschließt.  
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Für die Genehmigung der Reise und der Kostenübernahme ist der Antrag auf Genehmigung 
einer Dienstreise (Anlage 1) zu verwenden. Eine Unterschrift der/des Dienstvorgesetzten ist 
hierbei entbehrlich; es reichen die Unterschrift des/der Auftraggebers/Auftraggeberin bei der 
Genehmigung und die Unterschrift der/des Mittelverantwortlichen. Für diese Reisen können 
bei Vorliegen eines entsprechenden Interesses im Rahmen der dezentral vorhandenen Mittel 
Kostenerstattungen zugesagt werden.  
 
Assistenzkräfte für schwerbehinderte Beschäftigte auf Dienstreisen werden analog dem/ der 
Dienstreisenden behandelt. 
 
 
Zu 3. Zuständigkeiten und Verfahren 
 
Zu 3.1. Beantragung und Genehmigung von Dienstreisen 
 
Der Antrag auf Genehmigung einer Dienstreise (Anlage 1) ist schriftlich durch die Dienstrei-
sende/den Dienstreisenden zu stellen und zur Stellungnahme an die/den Dienstvorgesetz-
te/n weiterzuleiten. Hierbei müssen alle voraussichtlich entstehenden Kosten der Dienstreise 
detailliert benannt werden. Soweit möglich sind dem Antrag erläuternde Unterlagen, z.B. 
Einladungen, Tagungsprogramm usw., beizufügen. 
 
Dies soll grundsätzlich mindestens vier Wochen vor dem Antritt der Dienstreise erfolgen. Nur 
so ist gesichert, dass das Genehmigungsverfahren rechtzeitig vor Reiseantritt beendet ist.  
 
In Ausnahmefällen - z.B. bei unaufschiebbaren dringenden Angelegenheiten, bei denen die 
Genehmigung nicht vor Reiseantritt eingeholt werden konnte – ist die Reise vor Reiseantritt 
der/dem Dienstvorgesetzten schriftlich anzuzeigen (Unfallschutz!) und der Genehmigungs-
antrag nach Beendigung der Dienstreise unverzüglich unter Angabe der Verzögerungsgrün-
de nachzuholen. 
 
Dienstreisen bedürfen vor ihrer Genehmigung der nachfolgend unter 3.1.1 ff genannten Po-
sitionen. 
 
Zu 3.1.1. Stellungnahme der/des Dienstvorgesetzten 
 
Die bzw. der Vorgesetzte prüft und bestätigt die dienstliche Notwendigkeit und entscheidet 
über die Höhe der Kostenerstattung sowie die Quelle der Finanzierung.  
 
Die weitere Übertragung der Zuständigkeiten für Dekaninnen/Dekane kann nur durch die 
Präsidentin/den Präsidenten erfolgen. Die Dekanate beschließen über Zuständigkeiten an ih-
rer jeweiligen Fakultät. Die Aufgaben sind, soweit personell möglich, an unterschiedliche 
Personen zu übertragen. 
 
Für drittmittelfinanzierte Reisen ist die Projektleiterin bzw. der Projektleiter für die Stellung-
nahme und Genehmigung zuständig.  
 
Bei Gremienmitgliedern ist auch die zustimmende Genehmigung der Leitung des Gremiums/ 
Kommission notwendig, wenn die Dienstreise im Zusammenhang mit der Gremientätigkeit 
steht. 
 
Zu 3.1.2. Stellungnahme der/des Mittelverantwortlichen 
 
Die mittelverantwortlichen Titelverwalterinnen bzw. -verwalter der Beschäftigungsstellen 
sind für die Bestätigung der  Reisen mit Haushaltsfinanzierung sowie aus dezentral bewirt-
schafteten Drittmitteln zuständig. Die bzw. der Mittelverantwortliche ergänzt die für die Ab-
rechnung notwendigen präzisen Finanzierungsangaben (bei Mischfinanzierung ist eine form-
lose Ergänzung mit allen erforderlichen Angaben hinzuzufügen) und Steuermerkmale und 
leitet den Antrag zur Genehmigung weiter. 
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Für Dienstreisen aus zentral bewirtschafteten Drittmitteln ist die Mittelfreigabe durch die 
Projektleiterin bzw. den Projektleiter vorzunehmen. Dies gilt nicht für Dienstreisen der Pro-
jektleiterin bzw. des Projektleiters; hier ist das Servicezentrum Forschung zu beteiligen. 
 
Für Reisen im Rahmen von internationalen partnerschaftlichen Kooperationen mit zentral 
bewirtschafteten Mitteln ist das International Office bzw. die Stabsstelle Internationalisie-
rung verantwortlich.  
 
Die Mittel für Reisen aus Berufungsmitteln werden durch das Referat Beschaffung freigegeben. 
 
Zu 3.1.3. Genehmigung 
 
Die Genehmigung beendet das Antragsverfahren; der Originalantrag mit allen Unterschriften 
geht an die/den Dienstreisende/n zurück. 
 
Die Genehmigung einer Dienstreise ist die Voraussetzung für den Antritt der Reise, für die 
Beschaffung von Tickets, Fahrkarten u. a. und die Anerkennung eines Unfalls während einer 
Reise als Dienstunfall. Tritt ein Dienstunfall ein, kann die Genehmigung der Dienstreise/des 
Dienstganges nachträglich nicht nachgeholt werden. Diese Regelung aus dem Beamtenrecht 
gilt im gleichen Maße für die Tarifbeschäftigten. 
 
Bei allen Auslandsdienstreisen sind die Empfehlungen des Auswärtigen Amtes zu berück-
sichtigen, die aktuell im Internet unter http://www.auswaertiges-amt.de abrufbar sind. Im 
Fall von Reisewarnungen dürfen Dienstreisen nicht genehmigt bzw. bereits genehmigte 
Dienstreisen nicht angetreten werden. Reisen in Länder, für die das Auswärtige Amt emp-
fiehlt, angesichts der Ausbreitung von infektiösen Erkrankungen auf Reisen zu verzichten, 
dürfen ebenfalls nicht genehmigt bzw. nicht angetreten werden.  
 
Zur Absicherung des Sozialversicherungsstatus bei Dienstreisen über drei Monate ist eine 
Abstimmung mit der zuständigen Personalstelle notwendig. 
 
Bei Dienstreisen zu Orten mit besonderer klimatischer Belastung und Infektionsgefährdung 
ist eine arbeitsmedizinische Pflichtvorsorge durch die Universität gewährleistet, die durch 
das Arbeitsmedizinische Zentrum der Charité (https://www.ta.hu-berlin.de/amz) 
sichergestellt wird. Die Kosten für empfohlene Reiseimpfungen trägt die Universität. 
 
Zu 3.2. Art der Kostenerstattung 
 
Dienstreisen werden grundsätzlich aus Titeln der Gruppe 527 finanziert. Dies gilt für alle 
Kapitel der Universität, auch für den Drittmittelbereich. Für die Gruppe 527 hat die Reise-
stelle Anordnungsbefugnis.  
 
Werden für Reisen aufgrund vertraglicher Bestimmungen (z.B. Erasmus, DAAD) lediglich 
Pauschalen gezahlt, entfällt die Bearbeitung, Prüfung und Anweisung der Abrechnung durch die 
Reisestelle. Bei der Auszahlung muss klar erkennbar sein, dass eine Pauschale gezahlt wird. 
 
Reisen aus Berufungsmitteln werden aus den Titeln 51146 bzw. 51147 finanziert. Die An-
ordnungsbefugnis hierfür verbleibt beim Referat Beschaffung. 
 
Andere Finanzierungen, z.B. aus Titeln der Hauptgruppe 6, sind für Dienstreisen nicht zuläs-
sig. Notwendige Mittelverstärkungen für Titel der Gruppe 527 sind möglich. Die Reisestelle 
ist für Titel der Hauptgruppe 6 nicht anordnungsbefugt. 
 
Zu 3.2.1. Reisen mit voller Kostenerstattung 
 
Dazu gehören auch u.a.  

- Reisen im Rahmen der Außenvertretung der HU aufgrund von Mitgliedschaften, Ko-
operationsverträgen u. ä., 

- Begleitung von Exkursionen (siehe hierzu Exkursionsordnung der HU). 

http://www.auswaertiges-amt.de/
https://www.ta.hu-berlin.de/amz
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Zu 3.2.2. Reisen mit anteiliger Kostenerstattung (Zuschussreisen) 
 
Hierzu gehören z.B. Reisen zur Teilnahme an Tagungen und Kongressen, Symposien oder 
der Besuch ähnlicher Veranstaltungen.  
Eine Kostenerstattung kann nach Maßgabe der Verfügbarkeit der Mittel auch geringer erfol-
gen; dies kann prozentual (auf alle Kostenbestandteile) oder anteilig (mit festem Betrag) 
festgelegt werden. Diese Entscheidung ist durch die Dienstvorgesetzte bzw. den Dienstvor-
gesetzten mit der bzw. dem Dienstreisenden vorab zu klären. 
 
Zu 3.2.3. Reisen ohne Kostenerstattung 
 
Es handelt sich in der Regel um Reisen, deren Kosten durch Fremdeinrichtungen übernom-
men werden (z.B. Reisen zu Gastvorträgen an anderen Hochschulen, sofern aufgrund der 
Kürze der Abwesenheit kein Urlaub gemäß HUrlVO in Betracht kommt). Bei Reisen zu Lehr-
aufträgen und Vorträgen an andere Einrichtungen, die im dienstlichen Interesse der HU ste-
hen, ist eine Beantragung und Genehmigung der Dienstreise aus versicherungsrechtlichen 
Gründen notwendig.  
 
Über eine mögliche Kostenerstattung bei Vortragsreisen entscheidet die jeweilige Beschäfti-
gungsstelle. 
 
 
Zu 4. Arten von Reisen 
 
Zu 4.1. Ausbildungs- und Fortbildungsreisen  
 
Die Entscheidung, ob eine Aus- und Fortbildungsreise im ausschließlich dienstlichen, im 
teilweise dienstlichen oder im ausschließlich persönlichen Interesse liegt, trifft die bzw. der 
Vorgesetzte. Dementsprechend wird die Höhe der Kostenerstattung festgelegt. 
 
Zu 4.2. Hochschulpolitische oder administrative Reisen 
 
Bei diesen Reisen wird davon ausgegangen, dass eine vollständige Kostenerstattung im 
Rahmen der geltenden Regelungen erfolgt. 
 
Spezielle Regelungen zur Kostenerstattung gelten bei internationalen Austauschreisen, wie 
z.B. im Rahmen von ERASMUS. Die Regelungen der Geldgeber gelten dann entsprechend. 
 
Zu 4.3. Dienstreisen in Verbindung mit privaten Reisen 
 
Urlaub von bis zu fünf Arbeitstagen 
 
Die Reiseplanung ist mit der Reisestelle wegen des Kostenvergleichs der Flug-/ Bahnkosten 
für den Zeitraum des Dienstgeschäftes vom Dienstreisenden unbedingt vorher abzustim-
men. Ein nachträglicher Vergleich der Fahrkosten ist in der Regel nicht möglich und kann 
zum Nachteil der bzw. des Dienstreisenden bei der Abrechnung führen. 
 
Der private Reiseanteil darf in keinem Falle zu Mehrkosten der Dienstreise führen. 
 
Beginnt das Dienstgeschäft an einem Montag und es erfolgt die Anreise zum Ort des Dienstge-
schäfts bereits am Freitag während der Kernarbeitszeit, so ist für diesen Freitag ein Urlaubs-
tag zu nehmen. Gleiches gilt für eine Rückreise am Montag für ein Dienstgeschäft, das be-
reits am Freitag der Vorwoche beendet wurde. Hier wäre für den Montag Urlaub zu nehmen. 
 
Urlaub von mehr als fünf Arbeitstagen 
 
Auszug § 13 BRKG: „ Dauert ein Urlaub länger als fünf Arbeitstage, wird der Reise ein über-
wiegend in der Privatsphäre liegender Hintergrund unterstellt. Der Dienstherr soll daher nur 
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die unmittelbar zusätzlichen Fahrtauslagen, die durch das Dienstgeschäft verursacht worden 
sind, übernehmen. Dabei kommt es nicht darauf an, ob zuerst die Dienstreise oder der Ur-
laub geplant war.“ 
 
Beträgt der private (Urlaubs-)Anteil an der Reise im gleichen Ort des Dienstgeschäfts mehr 
als fünf Arbeitstage, werden nur die zur Erledigung des Dienstgeschäftes entstehenden Kos-
ten vor Ort erstattet. 
 
Macht der private (Urlaubs-)Anteil an der Reise in einem vom Dienstgeschäft unterschiedli-
chen Ort mehr als fünf Arbeitstage aus, ist folgender Vergleich vorzunehmen: 
 
- Kostenvergleich I:  Wohnort - Ort des Dienstgeschäftes -Wohnort 
- Kostenvergleich II:  Wohnort - Urlaubsort - Ort des Dienstgeschäftes - Wohnort 
- Kostenvergleich III: Urlaubsort - Ort des Dienstgeschäftes - Urlaubsort 
 
 
Zu 5. Beförderungsmittel 
 
Fahrkarten und Tickets können mit dem Antrag auf Beschaffung von Fahrkarten/Tickets (An-
lage 3) und dem beizufügenden, genehmigten Antrag auf Genehmigung einer Dienstreise 
(Anlage 1) über die Reisestelle beschafft werden. Die Nutzung dieses Angebots hat den Vor-
teil, dass die Beschaffung in Übereinstimmung mit Regelungen des BRKG erfolgt und für die 
Reisenden keine Kosten entstehen.  
 
Eine Buchung privater Reisen und Urlaubsreisen über die Reisestelle ist nicht möglich. 
 
Für eine Dienstreise gewährte Vergünstigungen durch die Teilnahme an Bonusprogrammen 
von Fluggesellschaften, Bahn o. a. dürfen nur für dienstliche Zwecke genutzt werden. Wer-
den für Dienstreisen privat erworbene Gutschriften (Bahn, Meilen o. ä.) verwendet, erfolgt 
kein geldwerter Ausgleich dieser Gutschriften und auch keine Bestätigung durch die HU als 
Spende. 
 
Abgeschlossene Reiserücktrittsversicherungen sind grundsätzlich nicht erstattungsfähig. 
 
Zu 5.1. Nutzung der Bahn 
 
Durch die Vereinbarung der HU mit der Deutschen Bahn AG wird ein Großkundenrabatt 
(GKR) von zzt. 5 %  gewährt und somit eine Ermäßigung auf den Normalfahrpreis erzielt.  
 
Sparpreise der Deutschen Bahn sind zu nutzen; Kombinationen zur BahnCard können hier 
ebenfalls genutzt werden. Sparpreise können bis einen Tag vor Antritt der Reise gebucht 
werden. Bei Nichtinanspruchnahme ist eine Erstattung bis zum Reisetag möglich.  
 
Bei der Verwendung privat beschaffter BahnCards für Dienstreisen können die Kosten der 
BahnCard erstattet werden, sofern die sich aus ihrer dienstlichen Nutzung ergebenden Einspa-
rungen höher sind als der Anschaffungspreis der BahnCard; eine anteilige Erstattung ist 
ausgeschlossen. Die Erstattung erfolgt mit dem Antrag auf Erstattung der BahnCard (Anlage 4) 
der bzw. des Reisenden, welcher innerhalb von sechs Monaten nach dem Gültigkeitsende 
der BahnCard bei der Reisestelle abzugeben ist. Die abgelaufene Original-BahnCard bzw. die 
Quittung „Vorläufige BahnCard“ ist beizufügen. 
 
Bei einer privat angeschafften BahnCard 100 werden maximal die Kosten der BahnCard 50 
erstattet, sofern die sich aus ihrer dienstlichen Nutzung ergebenden Einsparungen höher 
sind als der Anschaffungspreis der BahnCard 50. 
 
Zu 5.2. Flüge 
 
Es erfolgt grundsätzlich KEINE Erstattung von Sitzplatzreservierungen, sofern sie nicht Be-
standteil des regulären Flugpreises sind.  
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Dienstreisende mit gesundheitlichen Einschränkungen können abweichend auch bei kürze-
ren Flügen die Nutzung einer höheren Klasse beanspruchen. Das gilt nur eine Schwerbehin-
derung mit dem Merkzeichen „aG“. 
 
Bei Kontinentalflügen bzw. Flügen unter 4 Stunden nonstop ist die Erstattung der höheren 
Kosten mit dem Antrag auf Genehmigung einer Dienstreise ausführlich zu begründen und 
kann ausschließlich von der Präsidentin/dem Präsidenten  bzw. einer/einem von ihr/ihm Be-
auftragten genehmigt werden. 
 
Zu 5.3. Nutzung von privaten Kraftfahrzeugen (Kfz) 
 
Mit dem Oberbegriff Kfz werden jegliche durch Motorkraft angetriebene Fahrzeuge bezeich-
net, also neben Pkw und Lkw auch Motorräder. 
 
Vor der Entscheidung der Nutzung eines eigenen Kfz bei einer Gewährung der Wegstrecken-
entschädigung Kat. II ist abzuwägen, ob die Nutzung eines Mietwagens nicht kostengünsti-
ger (auch für die/den Dienstreisenden, z.B. im Falle eines Unfalls) ist. 
 
Ein erhebliches dienstliches Interesse liegt vor allem dann vor, wenn 
- das Dienstgeschäft bei Nutzung eines regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels 

nicht durchgeführt werden kann oder ein solches nicht zur Verfügung steht, 
 

- schweres (mindestens 25 kg) und/oder sperriges Dienstgepäck mitzuführen ist, 
 
- die Nutzung eines Kfz es ermöglicht, an einem Tag an verschiedenen Stellen Dienstge-

schäfte wahrzunehmen, 
 
- eine Schwerbehinderung mit dem Merkzeichen „aG“ vorliegt. 
 
Zu 5.4. Nutzung von Mietwagen 
 
Die Nutzung von Mietwagen kann unter Beachtung der Hinweise beim Punkt 5.3. durchaus 
eine sinnvolle Alternative zur Nutzung der privaten Kfz sein.  
 
Bei Nutzung von Mietwagen-Angeboten ist auf Sonderkonditionen durch Kooperationen der 
HU mit Mietwagen-Anbietern zu achten. Die Wagenklasse ist angemessen auch unter Beach-
tung von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (Vorgabe BRKG: Mittelklasse Golf)  zu wählen. 
Kostengünstige Angebote sind durch Anbietervergleich einzuholen. 
 
Eine andere Alternative wäre die Nutzung von Dienstfahrzeugen der HU; vor Antritt einer 
Dienstreise wäre hier eine Abstimmung zur möglichen Nutzung mit der Technischen Abtei-
lung notwendig. 
 
Zu 5.5 Nutzung von Taxis 
 
Triftige Gründe sind vorhanden, wenn 
 
- im Einzelfall zu begründende dringende dienstliche Gründe (z.B. enge Terminfolge an 

unterschiedlichen Orten; schweres, unhandliches Dienstgepäck) vorliegen, 
- zwingende persönliche Gründe vorliegen (z.B. Gesundheitszustand), 
- regelmäßig verkehrende Beförderungsmittel nicht oder nicht zeitgerecht verkehren oder 
- Fahrten zwischen 23 und 6 Uhr nötig sind, 
 
die die Nutzung dieses Beförderungsmittels für die An- oder Abreise sowie für Fahrten am 
Geschäftsort notwendig machen. Ortsunkenntnis oder Wetterverhältnisse sind keine triftigen 
Gründe. 
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Liegen keine triftigen Gründe vor, wird nur die Wegstreckenentschädigung nach § 5 Abs. 1 
BRKG erstattet. Dabei handelt es sich um die sogenannte „kleine Wegstreckenentschädi-
gung“ von 0,20 Euro je Kilometer. In diesen Fällen sind die Angabe der gefahrenen Kilome-
ter sowie ein Ausdruck aus dem Routenplaner erforderlich. Alternativ können die Kosten er-
stattet werden, die bei der Nutzung des Öffentlichen Nahverkehrs entstanden wären. Eine 
Tarifinformation als Nachweis über die Höhe ist beizulegen. 
 
Zu 5.6. Fernbus 
 
Die Erstattung erfolgt entsprechend der Vorlage der Fahrscheine. 
 
Zu 5.7. Fahrrad 
 
Bei der Benutzung des Fahrrads auf genehmigten Dienstgängen gilt der allgemeine Versi-
cherungsschutz für Beschäftigte, der über die Unfallkasse Berlin abgesichert ist. Eine dar-
über hinausgehende Haftpflichtversicherung, z.B. im Falle eines Diebstahls oder eines Un-
falls, ist seitens der Universität nicht gegeben.  
 
Gleiches gilt für die Nutzung von privaten Fahrrädern während der Dienstgeschäfte bei 
Dienstreisen. 
 
 
Zu 6. Tagegeld und Übernachtungen 
 
Aktuelle Informationen zu Tagegeld und Übernachtungskosten sind auf der Homepage der 
Reisestelle hinterlegt. 
 
Die Kosten für Übernachtung und Frühstück werden übernommen, sofern  
 

- die Rechnung des Hotels o.ä., auf den Namen der HU lautend, vorgelegt wird 
- Frühstück als solches dort ausgewiesen ist und  
- entsprechende Mittel durch die Beschäftigungsstelle freigegeben sind.  

 
Eine Erstattung von City-Tax oder anderen Beherbergungssteuern ist nicht möglich. Die 
Zahlung dieser Steuer ist nur bei privaten Aufenthalten erforderlich.  
 
Geschäftsreisende sind von der Zahlung dieser Steuer bei Beachtung nachstehender Regeln 
befreit:  
 
Die Rechnungslegung hat auf Namen der HU zu erfolgen.  Im Vorfeld der Dienstreise sind 
teilweise Bestätigungen des Arbeitgebers/ Dienstherrn auszufüllen, die im Hotel vorzulegen 
sind. Die Vordrucke/ Formulare sind zwischen den einzelnen Bundesländern unterschiedlich. 
Von daher ist eine vorherige Information / Download notwendig, z.B. auf der Website 
https://www.bettensteuer.de. 
 
Eine Kürzung des Tagegelds erfolgt dann um den Anteil des Frühstücks (zzt. 4,80 €). Für in-
kludierte Verpflegungen, z.B. während einer Tagung, aber auch bei Hotelbuchungen, wird 
das Tagegeld um die jeweiligen Anteile (Frühstück 20 %, Mittag- und Abendessen jeweils 40 
%) gekürzt. Dies gilt für Inland und Ausland.  
 
Bei internationalen Flügen ist anzugeben, ob an Bord Essen gereicht wurde. Dies führt –
abhängig von der Tageszeit – auch zur entsprechenden Kürzung des Tagesgeldes. Snacks 
gelten nicht als Mahlzeit. 
 
Zusätzliche kostenpflichtige Konferenzdinner sind nicht erstattungsfähig. Sofern das Kon-
ferenzdinner als dienstlich notwendig angesehen wird und eine Kostenerstattung erfolgen 
soll, so ist dies zu begründen und im Antragsverfahren zur Dienstreise ggf. zu genehmigen. 
Die erstatteten Kosten unterliegen nach Abzug des anteiligen Tagegeldes der Steuerpflicht.  
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Bei längerem Aufenthalt am Geschäftsort im Ausland werden ab dem 15. Aufenthaltstag 
90 % des Tagegelds gewährt, im Inland nur 50 %. 
 
Bei Übernachtungen in Deutschland gelten folgende Erstattungssätze: 
 

Übernachtungspauschale ohne Beleg für die ersten 
14 Tage, danach belegpflichtig 
 

 
20,00 € 

 
Übernachtung mit Beleg, ohne Begründung 
 

 
80,00 € 

 
Höhere Übernachtungskosten als 80,00 € pro Nacht sind ausführlich zu begründen. 
 
Kein Übernachtungsgeld wird gewährt: 
 
- während der Benutzung von Beförderungsmitteln (Nachtfahrt), 
- bei Dienstreisen am oder zum Wohnort, 
- bei Übernahme der Übernachtungskosten durch Dritte oder 
- wenn die Unterkunftskosten in den Nebenkosten enthalten sind. 
 
Bei Übernachtungen im Ausland gelten die jeweiligen Regelungen und Höchstgrenzen der 
Auslandsreisekostenverordnung (ARV). Die Übernachtungspauschale ohne Beleg im Ausland 
beträgt für die ersten 14 Tage die Hälfte des festgelegten Übernachtungsgeldes, maximal 
30,00 €. 
 
Die HU hat diverse Verträge und Firmenkundenportale mit Hotels in Berlin, Deutschland und 
weltweit abgeschlossen (siehe Homepage der Reisestelle) 
 
Auch für Buchungen in diesen Hotels gelten die vorstehend genannten Festlegungen.  
 
Zahlung von Pauschalen (z.B. DAAD, Erasmus+) 
 
Ist eine pauschale Erstattung von Reisekosten (Fahrkosten, Aufenthaltspauschale o. ä.) vor-
gesehen, erfolgt die Auszahlung direkt an den Zahlungsempfänger. Eine Berechnung von 
Tagegeldern durch die Reisestelle ist hier nicht erforderlich. 
 
Die HU ist als öffentliche Einrichtung nach der „Verordnung über Mitteilungen an die Finanz-
behörden durch andere Behörden und öffentlich-rechtliche Rundfunkanstalten (Mitteilungs-
verordnung-MV)" verpflichtet, Zahlungen an Dritte an die Finanzbehörden zu melden. Daher 
wird den Dienstreisenden empfohlen, sämtliche Belege für Auslagen dieser Reise für eine 
Vorlage im Rahmen der Einkommensteuererklärung aufzubewahren. 
 
 
Zu 7.  Sonstige Kosten 
 
Eine Übersicht der erstattungsfähigen und der nicht erstattungsfähigen Nebenkosten ist der 
Homepage der Reisestelle zu entnehmen. Die Reisestelle steht hier bei weiteren Anfragen 
zur Verfügung. 
 
 
Zu 8. Kostenerstattung vor Reiseantritt 
 
Vor Reiseantritt vorliegende Rechnungen (z.B. für Hotel, Fahrkarten, Tickets, Visa, Ta-
gungsgebühren) können über die Reisestelle bezahlt werden. In diesem Fall erfolgt keine 
weitere Abschlagsvorauszahlung. 
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Werden im Vorfeld durch die Reisestelle Flugtickets oder Bahnfahrkarten auf dem dazugehö-
rigen Antrag auf Beschaffung von Fahrkarten/Tickets (Anlage 3) bestellt, so ist auch hier der 
genehmigte Dienstreiseantrag mit einzureichen. 
 
Für die Kostenerstattung ist der genehmigte Dienstreiseantrag im Original, die jeweilige 
Rechnung sowie die Auszahlungsanordnung mit Unterschrift der sachlichen und rechneri-
schen Richtigkeit durch die bzw. den Mittelverantwortlichen (nach 3.1.2.) an die Reisestelle 
zu übersenden.  
 
Für Erstattungen bei privater Verauslagung/Bezahlung von Flug- oder Bahntickets, also oh-
ne Rechnungsbezug zur Universität, besteht die Möglichkeit, einen Erstattungsantrag (Anla-
ge 5) zu stellen.  
 
Für eine Abschlagsvorauszahlung  sind der genehmigte Dienstreiseantrag, der Antrag auf 
Abschlagszahlung für Reisekosten sowie die Auszahlungsanordnung an die Reisestelle zu 
übersenden. Bei einer Abschlagsvorauszahlung muss die Dienstreise innerhalb von 2 Wo-
chen nach Beendigung der Dienstreise abgerechnet werden. 
 
 
Zu 9.  Nichtantritt einer Reise 
 
Bei Nichtantritt einer Reise ist durch die/den Reisende/n bzw. eine/n Beantragte/n unver-
züglich eine Stornierung der Buchungen einzuleiten. 
 
Erfolgte die Buchung durch ein Reisebüro, so ist dieses sofort zu informieren, damit durch 
diese ggf. noch Erstattungen/ Stornierung möglich gemacht werden. 
 
Bei selbst erworbenen Fahrkarten sind diese bis einen Tag vor der Abreise stornierbar. Ein 
nachträgliches Stornieren von Fahrkarten ist nicht möglich; die Kosten können dann nicht 
erstattet werden. 
 
Bei Stornierungen von Flügen sind die konkreten Geschäftsbedingungen der Fluggesellschaft 
zu beachten und für die Abrechnung zu dokumentieren. 
  
Bei Hotels besteht in der Regel bis 18:00 Uhr die Möglichkeit einer Stornierung. 
 
Tagungsgebühren sind ggf. entsprechend der Geschäftsbedingungen auch z.T. erstattungs-
fähig.  
 
Sämtliche vorgenommene Wege/Versuche der Erstattung sind schriftlich nachzuweisen. Nur auf 
dieser Basis ist die Prüfung einer (teilweisen) Erstattung der entstandenen Kosten möglich. 
 
Die Gründe des Nichtantritts einer Dienstreise sind zu dokumentieren und der Reisekosten-
abrechnung –sofern Kosten anfallen- beizufügen. 
 
 
Zu 10.  Abrechnung von Reisekosten 
 
 Bei Reisekostenabrechnungen sind einzureichen: 
 
- das Original des Antrag auf Genehmigung einer Dienstreise (Anlage 1), wenn dieser 

aufgrund einer Abschlagszahlung oder Vorauszahlung einer Rechnung nicht bereits in 
der Reisestelle vorliegt, 

- die Reisekostenabrechnung (Anlage 2) und die Schilderung des Reiseverlaufs (Anlage 2a), 
- sowie sämtliche Originalbelege für im Zusammenhang mit der Dienstreise bezahlte Leis-

tungen (ggf. Kontoauszüge mit dem Nachweis der tatsächlichen Zahlung). Belege über 
(online-)Buchungen reichen nicht aus. Ggf. sind durch den Dienstreisenden diese 
Belege nachzufordern bzw. sofort bei Buchung auf die Notwendigkeit einer Rechnung zu 
achten.     
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- ggf. Nachweise über relevante Wechselkurse. 
 
Auf der Schilderung des Reiseverlaufs muss die Zeit von Beginn bis Ende des Dienstge-
schäfts richtig dokumentiert werden, z.B.: 

 
-  Abfahrt von der Wohnung:    8:00 Uhr, 
-  Ankunft am Dienstort:  10:00 Uhr 
-  Beginn des Dienstgeschäft:  12:00 Uhr 
-  Ende des Dienstgeschäfts ein Tag später um 13:00 Uhr 
-  Abfahrt zum Bahnhof/Flughafen: 19:00 Uhr 
-  Ankunft an der Wohnung:  21:00 Uhr 

 
Die Reisestelle bearbeitet die Abrechnung entsprechend der Genehmigung der Dienstreise. 
Sie korrigiert offensichtliche Irrtümer. Wenn die Abrechnung inhaltlich nicht nachvollziehbar 
ist, schickt die Reisestelle die Unterlagen zur Nachbesserung an die/den Dienstreisende/n 
zurück.  
 
Bei fehlenden oder nicht anerkannten Begründungen berechnet die Reisestelle die Erstat-
tung auf Grundlage der Mindestbeträge. 
 
Ein Exemplar des Abrechnungsbogens verbleibt zusammen mit dem Antrag auf Genehmi-
gung einer Dienstreise (Anlage 1) und Reisekostenabrechnung (Anlage 2 und 2a) in der Rei-
sestelle und wird dort mit allen Belegen revisionssicher entsprechend der jeweiligen Aufbe-
wahrungsfristen archiviert. Jeweils ein weiteres Exemplar erhalten die bzw. der Mittelver-
antwortliche sowie die bzw. der Dienstreisende. 
 
Bei Dienstreisen ohne Kostenerstattung erhält die bzw. der Dienstreisende das Original des 
Antrag auf Genehmigung einer Dienstreise (Anlage 1), das gleichzeitig als Bescheid der Ge-
nehmigung gilt.  
 
 
Zu 11. Ausführungsbestimmungen, Formulare und weiterführende Hinweise 
 
Aufgrund der häufigen Änderungen im Reisekostenrecht werden aktuelle Informationen auf 
der Homepage der Reisestelle gepflegt. Deshalb ist es empfehlenswert dem Link auf die ak-
tuellen Formulare zu folgen. 
 
Anlagen zur Dienstreiseordnung: 
DRO Anlage 1: Antrag auf Genehmigung einer Dienstreise 
DRO Anlage 1-e: Travel authorisation request 
DRO Anlage 2:  Reisekostenabrechnung 
DRO Anlage 2a:  Schilderung des Reiseverlaufs 
DRO Anlage 2a-e: Travel expenses claim / breakdown of the trip 
DRO Anlage 3: Antrag auf Beschaffung von Fahrkarten/Tickets 
DRO Anlage 3-e: Application for the purchase of train/flight tickets 
DRO Anlage 4: Antrag auf Erstattung der BahnCard 
DRO Anlage 5: Erstattungsantrag 
DRO Anlage 5-e: Claim for reimbursement of work-related expenses 
DRO Anlage 6: Antrag auf Abschlagszahlung für Reisekosten 
 
Anlagen zur Reisekostenrichtlinie für Aufenthalte auf Einladung der HU: 
RL Anlage 1:  Reisekostenerstattung für Gäste  
RL Anlage 2:  Reisekostenabrechnung für Mitglieder von Berufungskommissionen 
RL Anlage 3:  Reisekostenabrechnung für Berufungsverhandlungen  
RL Anlage 4:  Reisekostenabrechnung für Vorstellungsreisen 
RL Anlage 5:  Informationen zur Reisekostenabrechnung bei Gästen 
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DRO Anlage 1: Antrag auf Genehmigung einer Dienstreise 
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DRO Anlage 1-e: Travel authorisation request 
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DRO Anlage 2:  Reisekostenabrechnung 
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DRO Anlage 2a:  Schilderung des Reiseverlaufs 
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DRO Anlage 2a-e: Travel expenses claim / breakdown of the trip 
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DRO Anlage 3: Antrag auf Beschaffung von Fahrkarten/Tickets 
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DRO Anlage 3-e: Application for the purchase of train/flight tickets 
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DRO Anlage 4: Antrag auf Erstattung der BahnCard 
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DRO Anlage 5: Erstattungsantrag 
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DRO Anlage 5-e: Claim for reimbursement of work-related expenses 
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DRO Anlage 6: Antrag auf Abschlagszahlung für Reisekosten 
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RL Anlage 1: Reisekostenerstattung für Gäste 
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RL Anlage 2: Reisekostenabrechnung für Mitglieder von Berufungskommissionen 
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RL Anlage 3: Reisekostenabrechnung für Berufungsverhandlungen  
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RL Anlage 4: Reisekostenabrechnung für Vorstellungsreisen 
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RL Anlage 5: Informationen zur Reisekostenabrechnung bei Gästen 
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